
   

 

 

 

Entwurf für eine  
 
Dritte Verordnung zur Änderung der Finanz- und Risikotragfähig-
keitsinformationenverordnung  

vom ... 

Auf Grund des § 25 Absatz 3 Satz 1 und 2 des Kreditwesengesetzes, von denen 

Satz 1 durch Artikel 1 Nummer 47 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa des Gesetzes vom 

28. August 2013 (BGBl. I S. 3395) neu gefasst worden ist und Satz 2 zuletzt durch Artikel 

4 Nummer 8 des Gesetzes vom 23. Juni 2017 (BGBl. I S. 1693) geändert worden ist, in 

Verbindung mit § 1 Nummer 5 der Verordnung zur Übertragung von Befugnissen zum Er-

lass von Rechtsverordnungen auf die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht , die 

zuletzt durch Artikel 1 Nummer 2 der Verordnung vom 25. Januar 2018 (BGBl. I S.  184) 

geändert worden ist, verordnet die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht im 

Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbank: 

Artikel 1 

 
Die Finanz- und Risikotragfähigkeitsinformationenverordnung vom 6. Dezember 2013 

(BGBl. I S. 4209), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 4. Juli 2018 (BGBl. I 

S. 1086) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. In der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe zu Anlage 24 folgende Angaben ein-
gefügt: 

„Anlage 25  KPL 

Anlage 26 ILAAP“ 

2. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Überwachung“ die Wörter „sowie aus 
den Angaben zur Kapitalplanung und zum Liquiditätsmanagement“ eingefügt und 
wird die Angabe „24“ durch die Angabe „26“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „24“ durch die Angabe „26“ ersetzt. 

3. § 9 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Im neuen Satz 2 wird die Angabe „Absatz 3“ gestrichen. 

4. In § 10 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „24“ durch die Angabe „26“ ersetzt. 

5. In § 11 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „24“ durch die Angabe „26“ ersetzt.  
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6. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden aufgehoben. 

b) Die Absatzbezeichnung „(3)“ wird gestrichen. 

7. Anlage 3 und 13 erhalten die aus dem Anhang zu dieser Verordnung ersichtliche Fas-
sung. 

8.  Die Anlagen 14 und 15 sowie 18 bis 24 erhalten die aus dem Anhang zu dieser Ver-
ordnung ersichtliche Fassung. 

9.  Die Anlagen 25 und 26 werden angefügt und erhalten die aus dem Anhang zu dieser 
Verordnung ersichtliche Fassung. 

 

 

 

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am 01.07.2020 in Kraft.  
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Die Erweiterung der FinaRisikoV durch die beiden Meldevordrucke in den neu eingefügten Anlagen 
25 und 26 dient der nationalen Implementierung der Leitlinien der Europäischen Bankaufsichtsbe-
hörde EBA/GL/2016/10 „Leitlinien zu für SREP erhobene ICAAP- und ILAAP- Informationen“ und 
EBA/GL/2018/02 „Leitlinien zur Steuerung des Zinsänderungsrisikos bei Geschäften des Anlage-
buchs“. Die Bundesanstalt wendet hierzu bei ihrer Aufsichtstätigkeit gemäß § 7b Absatz 1 Satz 4 
des Kreditwesengesetzes die Leitlinien und Empfehlungen der Europäischen Bankaufsichtsbehörde 
im Einklang mit Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 an.  

Die Leitlinien EBA/GL/2016/10 sollen zu einer weiteren Vereinheitlichung der Verwaltungspraxis der 
zuständigen Aufsichtsbehörden innerhalb der Union bei der Durchführung des aufsichtlichen Über-
prüfungs- und Evaluierungsprozesses (Supervisory Review and Evaluation Process – SREP) beitra-
gen. Die Leitlinien EBA/GL/2018/02 haben eine europäische Vereinheitlichung der aufsichtlichen 
Behandlung von Zinsänderungsrisiken im Anlagebuch zum Ziel.  

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Die Änderungen betreffen insbesondere Abschnitt 2 der FinaRisikoV zu den Finanzinformationen 

sowie Abschnitt 3 der FinaRisikoV zu den Risikotragfähigkeitsinformationen. 

Durch die Änderungen soll die Erhebung der Informationen geregelt werden, die für die Abbildung 

der regulatorisch vorgesehenen Zinsschockszenarien auf Einzel- und Gruppenebene sowie die Ab-
bildung der mehrjährigen Kapitalplanung in der normativen Perspektive (KPL: Kapitalplanung) und 

der institutsinternen Liquiditätsberechnungen (ILAAP: Internal Liquidity Adequacy Assessment Pro-
cess) benötigt werden. Die Informationen zur Kapitalplanung und zum internen Liquiditätsmanage-

ment werden bisher nicht über ein vereinheitlichtes Meldewesen erhoben, sondern durch die Auf-
sicht im Rahmen des SREP institutsindividuell angefragt. Aus Gründen der Rechtsicherheit und 

Transparenz erscheint dies jedoch nicht zielführend; vielmehr ist es geboten und angemessen, die 
diesbezüglichen Meldepflichten sowie ihre nähere Ausgestaltung im Wege dieser Rechtsverord-

nung vorzusehen. Ziel ist es hierbei, die zusätzlichen Meldepflichten im Einklang mit dem Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit auf die Informationen zu beschränken, die zur Erfüllung der aufsichtli-

chen Aufgaben erforderlich sind und der Bundesanstalt sowie der Deutschen Bundesbank nicht 

bereits anderweitig zur Verfügung stehen. Die Einholung von Informationen zu den Zinsschocksze-
narien ergibt sich aus den Anforderungen der EBA Leitlinien EBA/GL/2016/10. Die Ausgestaltung 

dieser Zinsschockszenarien wird in einem nationalen Rundschreiben geregelt. Dieses stellt im Ein-
klang mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit auch klar, dass die Wahl der Parameter und An-

nahmen der Methodenfreiheit unterliegt, soweit durch Rundschreiben nicht abweichend vorgege-
ben.  

Weiterhin werden durch den Entwurf die Einreichungsfristen für die Meldungen von Finanzinforma-
tionen nach der FinaRisikoV vereinheitlicht, damit künftig alle Institute nur noch im jährlichen Tur-

nus melden müssen. Darüber hinaus werden einzelne Meldefelder beseitigt, da sich die entspre-
chenden Meldungen als für die Beaufsichtigung nicht mehr erforderlich erwiesen haben. Schließ-

lich werden weitere Klarstellungen in die FinaRisikoV aufgenommen.  

III. Alternativen 

Keine. Ein Verzicht auf die Änderung der FinaRisikoV hätte den Verzicht auf die Umsetzung der 
Leitlinien der EBA in wesentlichen Aufsichtsbereichen zur Folge.  
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IV. Verordnungskompetenz 

Die Verordnungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grund-
gesetzes - GG (Recht der Wirtschaft: Bank- und Börsenwesen). Eine bundeseinheitliche Regelung 
ist zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich (Ar-
tikel 72 Absatz 2 GG), weil sonst die konkrete Gefahr besteht, dass diese Zielvorgaben beeinträchtigt 
würden. Die Befugnis der BaFin zum Erlass der Verordnung im Einvernehmen mit der Deutschen 
Bundesbank ergibt sich aus Artikel 80 Absatz 1 GG und § 25 Absatz 3 Satz 1 und 2 KWG in Verbin-
dung mit § 1 Nummer 5 der Verordnung zur Übertragung von Befugnissen zum Erlass von Rechts-
verordnungen auf die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 

Dieser Verordnungsentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträ-
gen vereinbar. 

VI. Gesetzes-/Verordnungsfolgen 

Durch die Überarbeitung der FinaRisikoV erfolgt die Umsetzung der durch die EBA veröffentlichten 
Leitlinien EBA/GL/2016/10 „Leitlinien zu für SREP erhobene ICAAP- und ILAAP-Informationen“ und 
EBA/GL/2018/02 „Leitlinien zur Steuerung des Zinsänderungsrisikos bei Geschäften des Anlage-
buchs“ in die deutsche Aufsichtspraxis.  

 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

 Die Umsetzung einzelner Leitlinien der EBA in der vorliegenden Verordnung wird auch zum Anlass 
genommen, Redundanzen und Doppelungen in den aufsichtlichen Meldungen zu eliminieren.  

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Die Verordnung entfaltet keine Wirkungen, die im Widerspruch zu einer nachhaltigen Entwicklung im 
Sinne der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung stehen. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Es ergeben sich durch diese Verordnung keine Veränderungen bei den Haushaltsausgaben des 
Bundes sowie der Länder und Kommunen. 

4. Erfüllungsaufwand 

Die Regelungen dieses Entwurfs, die Kosten verursachen, basieren zu 100 Prozent auf europäi-
schem Recht. 

 a) Erfüllungsaufwand Wirtschaft 

Durch die Implementierung der IT-Anwendungen und durch Schulungen entsteht der Wirtschaft ein 
einmaliger Aufwand in Höhe von 11.110.493,86 €. Aufgrund der neuen Meldevordrucke -  auch unter 
Berücksichtigung der Ersparnis durch Verschiebung diverser Meldestichtage sowie Abschaffung 
bzw. Zusammenfassung verschiedener Meldepflichten – entsteht der Wirtschaft ein wiederkehren-
der zusätzlicher Erfüllungsaufwand von 26.744,40 €. 

b) Erfüllungsaufwand Verwaltung 

Für die Verwaltung ergibt sich ein Erfüllungsaufwand von 404.705,70 €. 
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c) Erfüllungsaufwand Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

5. Weitere Kosten 

Anderen Wirtschaftsunternehmen, insbesondere mittelständischen Unternehmen, die nicht der Fi-
nanzbranche angehören, und sozialen Sicherungssystemen entstehen keine zusätzlichen Kosten.  

Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind 
nicht zu erwarten. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Der Verordnungsentwurf enthält keine gleichstellungsrelevanten Aspekte.  Auch weitere Gesetzes-
folgen sind nicht absehbar. 

VII. Befristung; Evaluierung 

Eine Befristung der Verordnung ist nicht vorgesehen, da die gesetzlichen Regelungen, auf denen 
die Verordnung aufbaut, unbefristet gelten. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (Inhaltsübersicht)  
 
In Folge der Änderungen der Verordnung ändert sich entsprechend die Inhaltsübersicht.  
 

Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 8 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 2) 

Durch die Einfügungen wird auf den Inhalt der beiden neuen Meldevordrucke rekurriert . 

Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 9 Absatz 1 Satz 2) 

Der bisher in § 9 Absatz 1 Satz 2 verankerte halbjährliche Meldeturnus für die in § 12 Absatz 1 und 
2) bestimmten Kreditinstitute und übergeordneten Unternehmen hat in der Aufsichtspraxis keinen 

bedeutenden zusätzlichen Erkenntnisgewinn ergeben. In der Regel ändern sich weder die Risiko-
tragfähigkeitswerte noch die internen Verfahren dieser Kreditinstitute und übergeordneten Unter-

nehmen so häufig, dass dies routinemäßig einen halbjährlichen Turnus erfordern würde. Wie bei 
allen übrigen meldepflichtigen Unternehmen können im Regelfall auch hier hinreichende Erkennt-

nisse aus einmal jährlich einzureichenden Angaben gewonnen werden. Soweit im Einzelfall erfor-
derlich, verbleibt auch nach Streichung des standardisiert festgelegten kürzeren Turnus die Mög-

lichkeit, nach § 12 Absatz 3 (alt) eine erhöhte Meldefrequenz direkt gegenüber einem einzelnen 
Adressaten anzuordnen.   

Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 10 Abs. 1 Satz 1)  

Da zwei Anlagen hinzugefügt werden, muss die Nummerierung angepasst werden.  

Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 11 Abs. 1 Satz 1) 

Da zwei Anlagen hinzugefügt werden, muss die Nummerierung angepasst werden.  

Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 12)  

Da die Institute im Anwendungsbereich dieser Verordnung künftig nach einem einheitlichen Melde-
turnus melden, entfällt die Notwendigkeit der Kategorisierung der Institute und damit die in den bis-

herigen Absätzen des § 12 getroffene Differenzierung.   

Zu Artikel 1 Nr. 7  
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Anlage 3 „SAKI“: 

Nach § 25a Absatz 2 KWG kann die Bundesanstalt Vorgaben zur Ausgestaltung einer plötzlichen 
und unerwarteten Zinsänderung und zur Ermittlungsmethodik der Auswirkungen auf den Barwert 
bezüglich der Zinsänderungsrisiken aus den nicht unter das Handelsbuch fallenden Geschäften fest-
legen. Diese Vorgaben richtet die BaFin nach den überarbeiteten Leitlinien der Europäischen Bank-
aufsichtsbehörde EBA/GL/2018/02 „Leitlinien zur Steuerung des Zinsänderungsrisikos bei Geschäf-
ten des Anlagebuchs“ aus. Nach Maßgabe dieser überarbeiteten Leitlinien sind nunmehr sechs neu 
definierte Zinsänderungsszenarien zu berechnen, deren Ergebnisse der Aufsicht zu melden sind. 
Damit wird den vielfältigen Möglichkeiten von Zinsänderungsszenarien besser Rechnung getragen. 
Hierfür müssen in das Template, das die Meldung für Einzelinstitute vorgibt, 12 neue Meldefelder 
eingefügt werden, die für jedes der vorgeschriebenen sechs Zinsszenarien die Barwertänderung und 
den Zinsrisikokoeffizienten erfassen sollen. Die bisherigen Zinsänderungsszenarien in den Zeilen 
390 bis 420, die in einer Übergangszeit weiter zu berechnen sind, werden klarstellend als Stan-
dardtests bezeichnet. Die Meldefelder zu den weiteren Angaben, die sich auf die Berechnung der 
Zinsszenarien beziehen, werden nach hinten verschoben. 

Anlage 13 „QSA“: 

Nach § 25a Absatz 2 i. V. m. Absatz 3 KWG kann die Bundesanstalt auch für Institutsgruppen Vor-
gaben zur Ausgestaltung einer plötzlichen und unerwarteten Zinsänderung und zur Ermittlungsme-
thodik der Auswirkungen der Zinsänderungsrisiken aus Geschäften des Bankbuches festlegen. Die 
Vorgaben entsprechen den Anforderungen auf Institutsebene nach § 25 a Absatz 2 KWG. Hierfür 
müssen in den Meldevordruck, der die Meldung für Finanzgruppen vorgibt, 12 neue Meldefelder 
eingefügt werden, die für jedes der vorgeschriebenen sechs Zinsszenarien die Barwertänderung 
und den Zinsrisikokoeffizienten erfassen sollen. Die Meldefelder zu den weiteren Angaben, die sich 
auf die Berechnung aller Zinsszenarien beziehen, werden nach hinten verschoben. Die bisherigen 
Zinsänderungsszenarien in den Zeilen 390 bis 420 werden klarstellend als Standardtests bezeich-
net.  

Zu Artikel 1 Nr. 8 (Anlagen 14 und 15 sowie Anlagen 18 bis 24) 

Anlage 14 „DBL“: Da der neue Meldevordruck in Anlage 25 „KLP“ von signifikanten Instituten, die 
der unmittelbaren Aufsicht der EZB unterstehen, nicht auszufüllen ist, sieht der Meldevordruck in 
Anlage 14 künftig ein zusätzliches Meldefeld vor, das erfasst, ob ein Institut als „Signifikantes Insti-
tut“ oder als „Weniger Signifikantes Institut“ eingestuft ist. Auf Wunsch der Institute wird überdies 
ein weiteres Meldefeld eingefügt, das die Möglichkeit eröffnet, neben Betragsangaben in EUR auch 
Beträge in TEUR zu übermitteln, da im Bereich der Kapitalplanung regelmäßig mit gerundeten Grö-
ßen operiert wird. 

Anlage 15 „GRP“: Die Meldung umfasst neben den auf die Risikodeckungsmasse angerechneten 
Risiken nun auch Angaben zur Angemessenheit der internen Liquiditätsausstattung. Da der jeweilige 
Konsolidierungskreis nach § 2a Abs. 2, Absatz 4 oder Absatz 5 KWG abweichen kann, muss der 
Anwendungsbereich erfasst werden. Auch ist zu erfassen, nach welcher Regelung die Freistellung 
erfolgt (Regelung nach Absatz 4 oder 5).  

Anlage 18 „STKK“: Die Umbenennung einzelner Meldefelder dient der Klarstellung, welche Informa-
tionen hinterlegt werden sollen. Durch die Angabe der Berechnungsfrequenz wird eine bessere Ein-
schätzung der Prozesse zur Sicherstellung der Risikotragfähigkeit ermöglicht. Ferner wird nunmehr 
die Eigenmittelzielkennziffer erfasst, die bei Einführung des Meldewesens zur Risikotragfähigkeit 
noch keine für den Steuerungskreis relevante Zielgröße war.  

Anlagen 19 bis 22 zu den vier Meldebögen „RDP“: Da die Informationen zu den jeweiligen methodi-
schen Änderungen inzwischen durch automatisierte Stichtagsvergleiche der Aufsicht gezogen wer-
den können, entfallen die betreffenden Meldefelder. 

Anlage 23 „RSK“: Bisher war nicht eindeutig festzustellen, ob Institute neben den wesentlichen Risi-
ken i. S. der MaRisk, die im SREP berücksichtigt werden, im bankinternen Limitsystem auch unwe-
sentliche Risiken erfasst haben. Durch die zusätzliche Information können der Risikobegriff und das 
Steuerungskonzept des Instituts vollumfänglich dargestellt werden. Demgegenüber können die Mel-
defelder zu den Kreditportfoliomodellen entfallen, da sich eine allgemeine Erhebung dieser Daten im 
Rahmen des Meldewesens als nicht zweckmäßig herausgestellt hat.  
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Anlage 24 „STG“: Da die Institute durchgehend über eine Ad-hoc-Berichterstattung verfügen, ist die 
Information hierzu entbehrlich. Die Informationen zur Kapitalplanung werden gemäß Artikel 1 Nr. 10 
dieser Änderungsverordnung durch einen gesonderten Meldevordruck eingeholt und müssen mit 
diesem Meldevordruck gleichfalls nicht mehr abgefragt werden.  

In Fortentwicklung der aufsichtlichen Praxis wird erwartet, dass Handlungsbedarf zur Stärkung des 
Risikodeckungspotenzials entweder durch Stresstests, durch Betrachtung der Risikotragfähigkeit o-
der durch den Kapitalplanungsprozess identifiziert wird. In einem zusätzlichen Meldefeld sollen die 
Institute erfassen, in welchem der genannten Prozesse der Handlungsbedarf erkannt worden ist. 
Durch ein zeilenspezifisches Erläuterungsfeld wird sichergestellt, dass die qualitativen Anmerkungen 
nachvollzogen werden können.  

Zu Artikel 1 Nr. 9 (Anlagen 25 und 26) 

Anlage 25 „KPL“: Die Einführung dieses Vordrucks ist erforderlich, um neben der Steuerung in einer 
ökonomischen Perspektive auch die Betrachtung der Risikotragfähigkeit in einer normativen Per-
spektive zu ermöglichen, die wiederum eine mehrjährige Kapitalplanung voraussetzt. Während die 
ökonomische Perspektive mit den bisherigen Meldevordrucken dargestellt werden kann, ist eine 
sachgerechte Abbildung der Kapitalplanung in den bisherigen Meldevordrucken nicht möglich.  

Neben allgemeinen Angaben sieht der Meldevordruck für jedes Szenario der Kapitalplanung einen 

Abschnitt vor, in dem die simulierten regulatorischen Kapitalanforderungen und Risikopositionen 
für mehrere Jahre anzugeben sind.  

In den Abschnitten 2.2. und 2.3. müssen die Institute – wiederum für mehrere Jahre – die sich in 

dem jeweiligen Szenario ergebende GuV-Entwicklung darstellen. Damit die Institute Unterschiede 
zwischen der Rechnungslegung nach HGB und nach IFRS möglichst zutreffend abbilden können, 
werden ihnen hierfür die beiden genannten alternativen Abschnitte im Vordruck angeboten, von de-

nen die ihrem Rechnungslegungsstandard entsprechende Variante auszuwählen ist.  

Da die Aufsicht bis auf weiteres noch ein Risikotragfähigkeitsverfahren akzeptiert, das von der 
oben beschriebenen Konzeption abweicht (Going-Concern-Ansatz alter Prägung), ist für Institute, 

die von dieser Übergangsregelung Gebrauch machen, ein dritter Abschnitt erforderlich. 

 

Anlage 26 „ILAAP“: Die Einführung dieses Vordrucks ist erforderlich, um neben der Steuerung der 

ökonomischen Kapitalgrößen auch die Betrachtung der Liquiditätssteuerung zu ermöglichen, wie 
von den EBA Guidelines on information on ICAAP and ILAAP gefordert. Basis für die Meldung der 
ILAAP-Informationen sind die Anforderungen an die Methoden und Verfahren zur Ermittlung und 

Sicherstellung einer angemessenen Liquiditätsausstattung gemäß § 25a Abs. 1 KWG und – bei Fi-
nanzgruppen – gemäß § 25a Abs. 1 i. V. m. Abs. 3 KWG. Durch die Meldepflicht wird sicherge-
stellt, dass die Aufsicht regelmäßig und in einheitlich strukturierter Form Informationen über die von 

den Instituten zur Steuerung der Sicherstellung ihrer Liquiditätsausstattung eingesetzten Methoden 
und Verfahren erhält. Diese Informationen sind für eine Überprüfung im Gesamtkontext des auf-
sichtlichen Überprüfungs- und Bewertungsprozess im Rahmen der Säule 2 (Supervisory Review 

and Evaluation Process – SREP) unerlässlich. 

Neben allgemeinen Angaben in Abschnitt 1 wird in Abschnitt 2 „Umfang des Liquiditätsrisikomana-
gements“ nach den wesentlichen Liquiditätsrisiken gefragt. Im Abschnitt 3 werden „Steuerungskenn-
zahlen“ der Liquiditätssteuerung sowie deren Limitierung erfasst. In Abschnitt 4 „Aufbau der Liquidi-
tätsübersicht“ werden allgemeine Angaben zur Liquidität erhoben. Diese Übersicht liegt den verwen-
deten Stressszenarien zugrunde und dient zur Beurteilung der Liquiditätslage im kurz-, mittel- und 
langfristigen Bereich. Neben der Darstellung der Untergliederung der Zeitbänder in eine tägliche, 
wöchentliche und monatliche Rasterung ist ebenfalls anzugeben, über welchen zeitlichen Horizont 
sich die Liquiditätsübersicht insgesamt erstreckt. Im Abschnitt 5 „Abflussannahmen für das steue-
rungsrelevante Szenario“ werden für ausgewählte, vorgegebene Produktkategorien die Abflussraten 
erhoben, die das Institut in dem steuerungsrelevanten Stressszenario mit den schwersten Auswir-
kungen verwendet. In Abschnitt 6 „Haircuts der Positionen des Liquiditätspuffers“ wird erhoben, wel-
che Abschläge („Haircuts“) das jeweilige Institut bei den Positionen des Liquiditätspuffers in dem 
steuerungsrelevanten Stressszenario unterstellt. In Abschnitt 7 „Liquiditätsstresstests“ sollen die 
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dem Vorstand regelmäßig vorgelegten Stressszenarien aufgelistet werden. In Abschnitt 8 „Refinan-
zierungsplanung“ werden Angaben zur Refinanzierung der geplanten und bestehenden Geschäfts-
aktivitäten erhoben. Die Daten sind dabei aus dem internen Refinanzierungsplan zu entnehmen, der 
sich auf die nächste Planungsperiode bezieht. 

Inkraftreten 

Die Änderungen der Verordnung sollen am 01.Juli 2020 in Kraft treten. Damit verbleibt eine ausrei-
chende Frist für die IT-Implementierung der neuen Meldebögen.  
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